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Bewirtschaftung: Was ist das? 
 

§ Bewirtschaftung in der Wasserwirtschaft: Grundgedanke 
§ Gesetzliche Vorgaben  
§ Ermessensentscheidungen bei Zulassung von 

Gewässerbenutzungen 
§ Planfeststellung eines Gewässerausbau – Abwägung 
§ Flankierend z.B. 
§ Immissionsansatz neben Emissionsansatz bei Einleitungen 
§ Eigentumsregelungen § 4 WHG kein Eigentum am fließenden 

oberirdischen Gewässer und Grundwasser,  
§ Duldungspflicht des Gewässereigentümers § 13 LWG 
§ § 10 Absatz 2 WHG: kein Recht auf Zufluss durch Zulassung einer 

Benutzung 
 

 



NRW - Besonderheiten 
 

§ 60 % Trinkwasser aus Oberflächengewässern 
§ Besiedlungsdichte/Versiegelung 
§ Anteil eingeleitetes Abwasser in Deutschland (25 %) 
§ Besonderheit: 50 % der 627 KA leiten in Gewässer mit einem 

Abwasseranteil von > 1/3 MNQ 
§ Wirtschaft 
§ Anzahl PRTR Anlagen 1275 (2. BY mit 780) 
§ 1/3 der IED Anlagen in Deutschland  
§ 1.300 industrielle/gewerbliche Direkteinleiter 
§ 1/3 Anteil gewerbliches Abwasser an kommunalem 

Abwasser (erfasst sind 22.500 Indirekteinleiter) 



NRW:  
515 E/km2 
Hessen:  
289 E/km2 
RN:  
202 E/km2 

BW:  
300 E/km2 

SN:  
220 E/km2 



Gewässerkonzept § 74 LWG-E 
 
Ø Regelung eines „Gewässerkonzepts“ analog dem bekannten 

Abwasserbeseitigungskonzept für die morphologischen Pflichten 
– Gewässerunterhaltung, Gewässerausbau, Ausgleich der 
Wasserführung 

Ø Ebene: Planungseinheit (für die Bewirtschaftungsplanung) 
Ø Anknüpfungspunkt: bisherige Regelung zum 

Unterhaltungskonzept (auf Anordnung der BezReg) 
§ Wichtiger Baustein zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele 
§ unabdingbar in Anbetracht des aktuellen Umsetzungsstands und der 

EU-rechtlichen Vorgaben 
§ Verbesserung der Effizienz der Planungen 
§ Anknüpfungspunkt: freiwillige Umsetzungsfahrpläne 
 



Vorkaufsrecht § 73 LWG-E 
 
Ø Regelung analog BNatSchG-Vorkaufsrecht für Land für 

Gewässergrundstücke, gewässerangrenzende Grundstücke 
und Grundstücke im Überschwemmungsgebiet sowie einzelne 
benannte Grundstücke 

Ø 2 Monatsfrist 
Ø Erwerb für Pflichtige möglich 
 
§ Fehlende Flächenverfügbarkeit eines der größten Hemmnisse bei 

Umsetzung der WRRL 

 



 Regelung der Umlage des Aufwands für die 
Gewässerunterhaltung/Ausbau § 64 LWG-E 
 

Ø Vorgabe eines Umlagemaßstabs von 1/10 des Aufwands für 
unversiegelte Flächen und 9/10 für versiegelte Flächen 

Ø Hilfestellung bei Erlass von Umlagesatzungen 
§ Erleichtert den Erlass einer kommunalen Umlagesatzung, 
§ erhöht die finanzielle Betroffenheit der Bürgerinnen und Bürger, weil 

bislang nicht umgelegt worden ist (bis auf wenige Kommunen), 
sofern es um den Aufwand von Maßnahmen zur Erreichung der 
BWZ geht 

§ es geht nur um 10-20% des Aufwands (der nicht vom Land 
übernommen wird) 

§ Erarbeitung einer Mustersatzung – Vereinbarung eines Vorgehens 
zur Klärung von rechtlichen Fragen 

 



Gewässerrandstreifenregelung § 31 Absatz 4 LWG-E 
 
Ø Einführung eines Gewässerrandstreifen im Innenbereich von  
Ø 5 m  
Ø Verbot der Errichtung von Anlagen  
Ø Sofern Grundstück im Bereich GRS noch nicht bebaut 

§ Keine bundesrechtliche Regelung eines Gewässerrandstreifens im 
Innenbereich 

§ Bebauung im 5 m Streifen wirkt sich negativ auf den 
morphologischen Zustand der Gewässer aus.  

§ Bebauung auch unter Aspekt Hochwasserschutz problematisch 
§ Ca. 40 % der Gewässerstrecke im Innenbereich sind im 5 m Streifen 

(noch) nicht bebaut 
 
 



Gewässerrandstreifenregelung Außenbereich § 31 Absatz 1 bis 3 
LWG-E 
Ø Erhöhte Anforderungen an Landwirtschaft  

Ø bei festgelegten Problemgewässern, ca. 50 % der Landesfläche Verfehlung 
des guten Zustands bei Nährstoffen (N, P), Pflanzenschutzmitteln, 
Feststoffe 

Ø Erweiterung des WHG Gewässerrandstreifens auf 10 m 
Ø Ab 2022 im 5 m Streifen 

Ø Ackerbauverbot  
Ø Verbot Einsatz Düngemittel (bis auf Grünland)  
Ø Verbot Einsatz Pflanzenschutzmittel 

Ø Möglichkeit von freiwilligen Maßnahmen 
Ø Keine Dauerwirkung 

 

§ 50 % der Oberflächenwasserkörper verfehlen wegen Einträgen der Landwirtschaft 
den guten Zustand 

§ Rückhaltewirkung des GRS 
 
 



Regelung zu Grundwasserentnahmen § 32 LWG-E 
 
Ø Sicherung eines guten mengenmäßigen Zustands 
Ø Einschränkung der erlaubnisfreien Entnahmen (für den Haushalt, den 

landwirtschaftlichen Hofbetrieb, Tränken von Vieh außerhalb des 
Hofbetriebs, geringe Mengen zu einem vorübergehenden Zweck, 
Zwecke der Bodenentwässerung) aus Grundwasser durch 
Verwaltungsakt oder Verordnung  

§ Schränkt den Gemeingebrauch ein, soweit dies zur Erhaltung/Erreichung 
des guten mengenmäßigen Zustands erforderlich ist (mildestes Mittel) 

§ Keine zusätzliche Aufgabe, zuständige Behörde müsste ohne eine solche 
Regelung mit Ordnungsrecht reagieren (Gefahrenabwehr) 

§ Dient auch dem Schutz der öffentlichen Wasserversorgung 
§ Parallelität zu Regelung des Gemeingebrauchs von Oberflächengewässern 

im geltenden LWG (§ 43) 
 

 



 
 
 
 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit ! 
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